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55. Verordnung des Bundesministers für Finanzen über Meldungen von Vermögenswerten
zur Bedeckung der versicherungstechnischen Rückstellungen, für die nicht ein Deckungs-

stock zu bilden ist (Bedeckungs-Meldeverordnung 1994)
Auf Grund des § 79b Abs. 5 des Bundesgesetzes über den Betrieb und die Beaufsichtigung der

Vertragsversicherung (Versicherungsaufsichtsgesetz — VAG), BGBl. Nr. 569/1978, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 652/1994 wird verordnet:

Vorzulegende Angaben

§ 1. (1) Der Versicherungsaufsichtsbehörde sind längstens innerhalb von sechs Wochen nach den
Stichtagen 31. März, 30. Juni, 30. September und 31. Dezember Meldungen über die Höhe der versiche-
rungstechnischen Rückstellungen, für die nicht ein Deckungsstock zu bilden ist (Bedeckungserforder-
nis), und über Vermögenswerte zur Bedeckung dieser versicherungstechnischen Rückstellungen vorzu-
legen.

(2) Auf Antrag kann die Versicherungsaufsichtsbehörde in begründeten Fällen die Frist gemäß § l
Abs. l erstrecken.

(3) Bei der Ermittlung des Bedeckungserfordernisses ist eine Schätzung zulässig. Die Schätzung
muß dem Prinzip der Vorsicht folgen, sachgerecht und nachvollziehbar sein. Erfahrungen aus den ver-
gangenen Geschäftsjahren und aktuelle Entwicklungen im laufenden Geschäftsjahr sind zu berücksich-
tigen.

§ 2. (1) Die Bedeckungswerte gemäß § 78 Abs. l VAG sind unter Bedachtnahme auf die Anrech-
nungsgrenzen gemäß § 79 Abs. l VAG zu gliedern und Summenwerte zu bilden. Dies gilt auch für die
als gleichartig genehmigten Vermögenswerte gemäß § 78 Abs. 4 VAG. Können Vermögenswerte nicht
zugeordnet werden, so sind diese einer eigenen Anlagegruppe „00" zuzuordnen und ebenfalls zu sum-
mieren. Die im voraus verrechneten Zinsen gemäß § 78 Abs. 2 VAG sind als Gesamtsumme auszuwei-
sen.

(2) Die Vermögenswerte sind nach den für die Bilanzierung maßgeblichen Vorschriften zu bewer-
ten.

(3) Von den Summen sind Überschreitungen der Anrechnungsgrenzen gemäß § 79 Abs. l VAG
sowie nicht geeignete Vermögenswerte abzuziehen. Die Summen der anrechenbaren Vermögenswer-
te sind dem jeweiligen Bedeckungserfordernis gegenüberzustellen und die Über- oder Unterdeckung
auszuweisen.
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(4) Das Bedeckungserfordernis ist nach Maßgabe der Anlage E zu § 79a Abs. 2 VAG in die Wäh-
rungen aufzugliedern, in denen die Versicherungsverträge zu erfüllen sind. Dem jeweiligen Bedek-
kungserfordernis sind die auf die gleiche Währung lautenden Bedeckungswerte gegenüberzustellen.

(5) Die Meldungen sind in Form von elektronisch lesbaren Datenträgern vorzulegen. Soweit von
der Versicherungsaufsichtsbehörde amtliche Datenträgermerkmale festgelegt werden, sind diese zu
übernehmen.

(6) Ist ein Versicherungsunternehmen mangels technischer Voraussetzungen nicht in der Lage,
elektronisch lesbare Datenträger vorzulegen, so kann die Versicherungsaufsichtsbehörde über ein
begründetes Ansuchen die schriftliche Vorlage der Meldungen gestatten. Die Bestimmungen der
Abs. l bis 4 sind anzuwenden.

§ 3. Diese Verordnung gilt nicht für kleine Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit gemäß § 62
Abs. l und 2 VAG.

Inkrafttreten
§ 4. Diese Verordnung tritt mit 30. Dezember 1994 in Kraft.

Übergangsbestimmungen
§ 5. (1) Die Meldungen für die Stichtage 31. Dezember 1994, 31. März, 30. Juni und 30. Septem-

ber 1995 sind in Form der bei der Versicherungsaufsichtsbehörde aufliegenden amtlichen Formblätter
vorzulegen. Die Vorlage von Meldungen, die in Aufbau und Inhalt den amtlichen Formblättern ent-
sprechen, ist zulässig.

(2) Ab dem Stichtag 31. Dezember 1995 sind die Meldungen in Form von elektronisch lesbaren
Datenträgern gemäß § 2 Abs. 5 vorzulegen.

\ Lacina

56. Verordnung des Bundesministers für Finanzen zur Einbehaltung von Kapitalertrag-
steuer und deren Erstattung bei Mutter- und Tochtergesellschaften im Sinne der Mutter-

Tochter-Richtlinie
Auf Grund des § 94 a Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 1988, BGBl. Nr. 400/1988, wird verord-

net:
§ 1. Eine Unterlassung des Steuerabzugs im Sinne des § 94 a Abs. l des Einkommensteuergesetzes

1988 ist unzulässig, wenn
1. Umstände vorliegen, die für die Annahme eines Mißbrauchs im Sinne des § 22 der Bundesab-

gabenordnung sprechen und ein Mißbrauch von dem zum Abzug Verpflichteten zu vertreten
wäre (§ 2), oder

2. eine offenkundige verdeckte Ausschüttung (§ 8 Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes 1988
vorliegt (§ 3) oder

3. der zum Abzug Verpflichtete nicht ausreichend nachweisen kann, daß die Voraussetzungen für
eine Befreiung vom Kapitalertragsteuerabzug vorliegen (§ 4).

§ 2. (1) Ein Mißbrauch im Sinne des § 22 der Bundesabgabenordnung wäre von dem zum Abzug
Verpflichteten nur dann nicht zu vertreten, wenn er über eine schriftliche Erklärung der die Kapitaler-
träge empfangenden Gesellschaft verfügt, aus der die in Abs. 2 angeführten Umstände hervorgehen.
Überdies dürfen dem zum Abzug Verpflichteten keine Umstände erkennbar sein, die Zweifel an der
Richtigkeit dieser Erklärung auslösen.

(2) Schriftliche Erklärungen im Sinne des Abs. l müssen folgende Aussagen enthalten:
1. Die Gesellschaft entfaltet eine Betätigung, die über die bloße Vermögensverwaltung hinaus-

geht.
2. Die Gesellschaft beschäftigt eigene Arbeitskräfte.
3. Die Gesellschaft verfügt über eigene Betriebsräumlichkeiten.
§ 3. Eine offenkundige verdeckte Ausschüttung liegt vor, wenn der zum Abzug Verpflichtete die

verdeckte Ausschüttung bei Beachtung der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes insbesondere auf
Grund der Rechtsprechung der Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts oder der allgemein zugänglichen
Verwaltungspraxis erkannte oder erkennen mußte.

§ 4. (1) Der Nachweis der Voraussetzungen für eine Befreiung vom Kapitalertragsteuerabzug ist
durch Unterlagen zu fuhren, aus denen diese Voraussetzungen jederzeit leicht nachprüfbar sind. Der
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Nachweis darüber, daß die Kapitalerträge einer in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union ansäs-
sigen Gesellschaft zufließen, ist nach Maßgabe des Abs. 2 zu führen.

(2) Das Vorliegen der Voraussetzung im Sinne des Abs. l zweiter Satz ist folgendermaßen nachzu-
weisen:

a) Es ist eine von der Steuerverwaltung des Ansässigkeitsstaates erteilte Ansässigkeitsbescheini-
gung zu erbringen.

b) Diese Ansässigkeitsbescheinigung kann auf jenen Vordrucken beigebracht werden, die auf
Grund der mit den Ansässigkeitsstaaten abgeschlossenen Abkommen zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung für Zwecke der Rückerstattung der österreichischen Kapitalertragsteuer
oder sonst für Zwecke einer abkommensgemäßen Steuerentlastung in Österreich aufgelegt
sind.

c) Die Ansässigkeitsbescheinigung muß zeitnah vor oder nach der Zahlung der Kapitalerträge
ausgestellt sein. Sind für den Abzugsverpflichteten keine Umstände erkennbar, die auf eine
ungerechtfertigte Steuerentlastung hindeuten könnten, ist eine Bescheinigung innerhalb eines
Zeitraumes von einem Jahr noch als zeitnah anzusehen.

§ 5. Macht der zum Abzug Verpflichtete ein berechtigtes Interesse daran glaubhaft, so kann das für
die Erhebung der Kapitalertragsteuer zuständige Finanzamt über dessen Anfrage Auskunft geben,
welche Wirkungen sich für seine Stellung als Haftungspflichtiger im Sinne des § 95 Abs. 2 des Einkom-
mensteuergesetzes 1988 aus den Bestimmungen des § 94 a des Einkommensteuergesetzes 1988 sowie
aus den Bestimmungen der §§ l bis 4 dieser Verordnung ergeben werden.

Lacina

57 Verordnung des Bundesministers für Finanzen zur steuerlichen Entlastung von Erträgen
aus der internationalen Schachtelbeteiligung

Auf Grund des § 10 Abs. 3 des Körperschaftsteuergesetzes 1988, BGBl. Nr. 401/1988, wird verord-
net:

§1.(1) Erträge aus internationalen Schachtelbeteiligungen sind nicht von der Körperschaftsteuer
befreit, wenn

1. Mißbrauch im Sinne des § 22 der Bundesabgabenordnung vorliegt,
2. die im § 10 Abs. 3 angeführten Gründe gemeinsam vorliegen,
3. zwei der im § 10 Abs. 3 angeführten Gründe besonders stark ausgeprägt sind und der dritte

Grund annähernd verwirklicht wird.
Von einer besonders starken Ausprägung eines Grundes ist auszugehen, wenn der für das Vorliegen
dieses Grundes erforderliche Mindestumfang an Voraussetzungen wesentlich überschritten wird.
Von einer annähernden Verwirklichung eines Grundes ist auszugehen, wenn der für das Vorliegen
des Grundes erforderliche Mindestumfang an Voraussetzungen nur unwesentlich unterschritten wird.

(2) In den Fällen des Abs. l Z 2 und 3 ist eine Entlastung von einer ausländischen Körperschaft-
steuer durch Anrechnung der ausländischen Steuer herbeizuführen.

§ 2. Für die Beurteilung des Umstandes, ob der Unternehmensschwerpunkt der ausländischen
Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar darin besteht, Einnahmen aus Zinsen, aus der Überlassung
beweglicher körperlicher oder unkörperlicher Wirtschaftsgüter und aus der Veräußerung von Beteili-
gungen zu erzielen, gilt folgendes:

1. Der Unternehmensschwerpunkt ist unabhängig davon zu beurteilen, ob die Betätigung der aus-
ländischen Gesellschaft als gewerbliche Tätigkeit oder als Vermögensverwaltung einzustufen
ist.

2. Ein Unternehmensschwerpunkt im Sinne des ersten Satzes liegt vor, wenn Kapital oder
Arbeitskräfte nachhaltig und überwiegend in diesen Bereichen eingesetzt werden und die Wert-
schöpfung nachhaltig und überwiegend aus diesen Bereichen gezogen wird. Dabei ist das
Gesamtbild der Verhältnisse maßgeblich.

3. Keinesfalls sind dem Unternehmensschwerpunkt im Sinne des ersten Satzes zuzurechnen
a) das Unterhalten des Betriebes eines Kreditinstituts
b) die gewerbliche Vermietung von beweglichen oder unbeweglichen Wirtschaftsgütern, wenn

diese im Rahmen der Bewirtschaftung ausländischer Märkte erfolgt, und die ausländische
Gesellschaft eigene Arbeitskräfte beschäftigt und über eigene Betriebsräumlichkeiten ver-
fügt,
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c) die Veräußerung von Beteiligungen, für die eine unter § 7 Abs. 3 des Körperschaftsteuerge-
setzes 1988 fallenden Körperschaft die Voraussetzungen des § 10 Abs. 2 des Körperschaft-
steuergesetzes 1988 erfüllen würde.

4. Hält die ausländische Gesellschaft eine Beteiligung an einer anderen Gesellschaft, bei der die
Voraussetzungen der Z l bis 3 vorliegen, so ist die Betätigung der anderen Gesellschaft im Aus-
maß der Beteiligung der Betätigung der ausländischen Gesellschaft zuzurechnen.

§ 3. Für die Beurteilung des Umstandes, ob das Einkommen der ausländischen Gesellschaft hin-
sichtlich der Ermittlung der Bemessungsgrundlage bzw hinsichtlich der Steuersätze keiner der öster-
reichischen Körperschaft vergleichbaren ausländischen Steuer unterliegt, gilt folgendes:

1. Das Einkommen der ausländischen Gesellschaft ist nach den für die Einkommensermittlung für
unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaften maßgeblichen Vorschriften des Einkommensteu-
ergesetzes 1988 und des Körperschaftsteuergesetzes 1988 zu ermitteln.

2. Aus dem nach Z l ermittelten Einkommen sowie der darauf entfallenden ausländischen Steuer
ist die ausländische Durchschnittsteuerbelastung zu ermitteln. Es können auch ausländische
Steuern angesetzt werden, die das Einkommen mittelbar belasten. Die ausländischen Steuern
sind nachzuweisen.

3. Die ausländische Steuer ist der Körperschaftsteuer dann vergleichbar, wenn die ausländische
Durchschnittsteuerbelastung im Sinne der Z 2 mehr als 15% beträgt.

4. Beträgt die ausländische Durchschnittsteuerbelastung nur deshalb nicht mehr als 15%, weil das
Anlagevermögen nach den für die Ermittlung des Einkommens maßgeblichen ausländischen
Vorschriften einer besonderen Abschreibung unterliegt oder weil Verluste aus anderen Veran-
lagungszeiträumen zum Abzug kommen, die nach den Bestimmungen des Einkommensteuer-
gesetzes 1988 und des Körperschaftsteuergesetzes 1988 nicht abgezogen werden können, so ist
abweichend von Z 3 eine der Körperschaftsteuer vergleichbare ausländische Steuer anzuneh-
men.

§ 4. Für den Nachweis (§ 138 Abs. l der Bundesabgabenordnung), daß an der Körperschaft unmit-
telbar oder mittelbar überwiegend natürliche Personen beteiligt sind, bei denen das Besteuerungsrecht
der Republik Österreich hinsichtlich der Einkommensteuer im Verhältnis zu anderen Staaten einge-
schränkt ist, gilt folgendes:

1. Die Einschränkung des Besteuerungsrechtes der Republik Österreich ist anhand der für die
beschränkte Steuerpflicht maßgeblichen Vorschriften des Einkommensteuergesetzes 1988, wei-
ters anhand der Bestimmungen in Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung sowie
anhand von Maßnahmen im Sinne des § 48 BAO zu beurteilen.

2. Der Nachweis entfällt, wenn nach den Erfahrungen des täglichen Lebens davon ausgegangen
werden kann, daß an der Körperschaft Personen im Sinne des ersten Satzes überwiegend betei-
ligt sind.

§ 5. Ist auf Grund der §§ 1 bis 4 eine Anrechnung ausländischer Steuern vorzunehmen, so können
jene Steuern angerechnet werden, die nach § 3 Z2 angesetzt worden sind.

§ 6. Macht die Körperschaft ein berechtigtes Interesse daran glaubhaft, so kann das für die Erhe-
bung der Körperschaftsteuer zuständige Finanzamt über deren Anfrage Auskunft geben, welche Wir-
kungen sich bei der Festsetzung der Körperschaftsteuer aus den Bestimmungen des § 10 Abs. 3 des
Körperschaftsteuergesetzes sowie aus den Bestimmungen der §§ l bis 5 dieser Verordnung ergeben
werden.

Lacina

58. Verordnung des Bundesministers für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz, mit
der die Tierseuchen-Anzeigepflichtverordnung geändert wird

Auf Grund des § l Abs. 4 des Tierseuchengesetzes (TSG), RGBl. Nr. 177/1909, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 257/1993, wird verordnet:

Die Tierseuchen-Anzeigepflichtverordnung, BGBl. Nr. 756/1993, wird wie folgt geändert:
§ l lautet:
„§ 1. Die Blauzungenkrankheit, die Stomatitis vesicularis, das Rifttalfieber, die Lumpy Skin

Disease, die Ziegenpocken, alle Formen der Pferdeencephalomyelitis, die infektiöse Anämie, die Pest
der kleinen Wiederkäuer und die Brucellose der Schweine sind anzeigepflichtige Tierseuchen im Sinne
des §16 TSG."

Krammer
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59. Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Auflassung eines für den Durchzugsverkehr entbehrlich gewordenen Abschnittes der

B 121 Weyrer Straße im Bereich der Marktgemeinde Gaflenz
Auf Grund des § 4 Abs. 2 des Bundesstraßengesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des Bun-

desgesetzes BGBl. Nr 33/1994 wird verordnet:
Der Straßenteil der B 121 Weyrer Straße von km 35,283 (alt) bis km 36,800 (alt) wird, soweit er

durch die Umlegung auf den bereits fertiggestellten und verkehrsübergebenen — mit Verordnung
vom 28. Februar 1986, BGBl. Nr. 151, bestimmten — Abschnitt „Weyer I, 2. Bauabschnitt" für den
Durchzugsverkehr entbehrlich wurde, als Bundesstraße aufgelassen.

Schüssel

60. Kundmachung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend fin-
nische Prüfungs- und Gewährzeichen für elektrische Geräte

Auf Grund des § 6 Abs. 2 des Markenschutzgesetzes 1970, BGBl. Nr. 260, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 109/1993, wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister für auswärtige
Angelegenheiten kundgemacht, daß § 6 Abs. l des Markenschutzgesetzes 1970 auf die finnischen Prü-
fungs- und Gewährzeichen für elektrische Geräte Anwendung findet, die im Markenregister des Öster-
reichischen Patentamtes für jedermann zur Einsicht aufliegen.

Schüssel

Die Farben sind schwarz oder reflektierendes blau.
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61. Kundmachung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft über die Aufhebung
diverser Bestimmungen von Verordnungen über den Importausgleich für bestimmte Erzeug-

nisse der Geflügelwirtschaft durch den Verfassungsgerichtshof
Gemäß Art. 139 Abs. 5 B-VG und § 60 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953 wird kund-

gemacht:
Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom 29. September 1994, V 97-138/93-12,

V 139-149/93-10, V 150/93-10, V 151/93-10, V 78-82/94-8, V 83/94-7 und V 89, 90/94-6, dem Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft zugestellt am 6. Dezember 1994, folgende Bestimmungen
von Verordnungen des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft über Importausgleichssätze
und Schwellenpreise für bestimmte Erzeugnisse der Geflügelwirtschaft, jeweils kundgemacht im
Amtsblatt zur Wiener Zeitung (ABL), als gesetzwidrig aufgehoben:

a) § l ZTNr. 0207 42 A2 der Verordnung vom 12. Juli 1988, ZI. 39.001/05-ÏII/B9/88, ABl. Nr. 177
vom 31. Juli 1988,

b) § l ZTNr. 0207 42 A2 der Verordnung vom 25. Oktober 1988, Zl. 39.001/06-III/B/7 c/88, ABl.
Nr. 252 vom 29. Oktober 1988,

c) § l ZTNr. 0207 42 A2 der Verordnung vom 19. Juli 1991, Zl. 39.001/03-III/B/7 c/91, ABl. Nr. 176
vom 31. Juli 1991,

d) §1 ZTNr. 0207 41 A und ZTNr. 0207 42 A2 der Verordnung vom 23. Oktober 1991,
Z1. 39.001/04-III/B/7C/91, ABl. Nr. 252 vom 30. Oktober 1991,

e) §1 ZTNr. 0207 41 A und ZTNr. 0207 42 A2 der Verordnung vom 28. Jänner 1992,
Zl. 39.001/01-III/B/7C/92, ABl. Nr. 25 vom 31. Jänner 1992,

f) § l ZTNr. 0207 41 A, ZTNr. 0207 42 A2 und ZTNr. 1602 39 der Verordnung vom 27 April 1992,
Zl. 39.001/02-III/B/7 c/92, ABl. Nr. 102 vom I. Mai 1992,

g) § l ZTNr. 0207 41 A, ZTNr. 0207 42 A2 der Verordnung vom 21. Juli 1992, Zl. 39.001/03-III/B/
7 c/92, ABl. Nr. 176 vom 31. Juli 1992,

h) § l ZTNr. 0207 22 B, ZTNr. 0207 41 A, ZTNr. 0207 42 A1 und ZTNr. 0207 42 A2 der Verord-
nung vom 20. Oktober 1992, Zl. 39.001/04-III/B/7 c/92, ABl. Nr. 252 vom 30. Oktober 1992,

i) §1 ZTNr. 0207 39 B3 a2, ZTNr. 0207 41 A, ZTNr. 0207 42 A1, ZTNr. 0207 42 A2 und
ZTNr. 1602 39 der Verordnung vom 25. Jänner 1993, Zl. 39.001/01-III/B/7 c/93, ABl. Nr. 25
vom 31. Jänner 1993,

j) § l ZTNr. 0207 42 A1, ZTNr. 0207 42 A2 und ZTNr. 0207 23 B2 der Verordnung vom 22. April
1993, Zl. 39.001/02-ÏII/B/7C/93, ABl. Nr. 100 vom 30. April 1993, und

k) §1 ZTNr. 0207 42 A2 der Verordnung vom 20. Juli 1993, Zl. 63.601/01-VI/A/3 b/93, ABl.
Nr. 174 vom 30. Juli 1993.

Molterer

Druck der österreichischen Staatsdruckerei


